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///  Mobilisierungspotenzial einer rechten Sammelbewegung im EU-Parlament 
 

Das „christliche Abendland“ 
als tragfähiges Bindeglied? 
 

Zur dauerhaften Zusammenarbeit rechter Parteien ist es im EU-Parlament 

nie gekommen – zu groß waren die ideologischen Fliehkräfte und zu 

schwach die Fraktionsdisziplin. Inwieweit die aktuellen Versuche einer 

Einigung unter dem Banner der (selbst attestierten) christlich-abend-

ländischen Identität Aussicht auf Erfolg haben, analysiert dieser Beitrag. 

 

 

 

Einführung 
 

Vor dem Mailänder Dom versammelten sich am 19. Mai 2019 Rechtspopu-

listen aus elf EU-Mitgliedsstaaten, um eine neue europäische Sammelbe-

wegung aus der Taufe zu heben. Als Hauptredner der Kundgebung war der 

damalige italienische Innenminister und Vorsitzende der Lega, Matteo Sal-

vini, angekündigt, der sodann – mit einem Rosenkranz in den Händen – sich 

und alle Anwesenden dem „unbefleckten Herzen“ der Gottesmutter Maria 

empfahl. Dem christlichen Selbstverständnis dieser Allianz stellte Geert Wil-

ders von der niederländischen Partei für die Freiheit (PVV) mit den Worten 

„basta Islam“ umgehend auch deren designiertes Feindbild gegenüber.1 

 

Als Ziel der Sammelbewegung formulierte Salvini die Bildung einer „Lega 

der Legas“,2 einer geeinten, rechtspopulistischen Fraktion im europäischen 

Parlament, auf die ein Drittel der Abgeordneten entfallen solle.3 Mit diesem 

Projekt reiht er sich in eine lange Traditionslinie ein. Doch Versuche, die 

Rechte im europäischen Parlament zu einen, haben sich in der Vergangenheit 

Bereits 2019 plante  

Salvini eine neue  

europäische Sammel- 

bewegung der Rechten. 
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aufgrund der national orientierten Interessenlagen und weltanschaulichen 

Partikularinteressen der betroffenen Parteien immer als wenig erfolgreich 

erwiesen.4 

 

Exemplarisch zeigt sich dies anhand der 2007 gegründeten Fraktion „Iden-

tität, Tradition und Souveränität“, die binnen weniger Monate wieder zerfiel, 

da die notwendige Fraktionsgröße unterschritten wurde. Ursächlich hierfür 

war der Fraktionsaustritt von fünf Vertretern der Großrumänien-Partei, 

nachdem die EU-Parlamentarierin Alessandra Mussolini rumänischen Ein-

wanderern in Italien einen kriminellen Lebensstil attestiert hatte.5 

 

Auch am Vorabend der EU-Parlamentswahlen 2019 präsentierten sich die 

rechten Parteien Europas als äußerst zersplittert. Im scheidenden EU-Par-

lament bildete die Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer 

(ERK) mit 77 Sitzen die drittgrößte Fraktion. Auf die Fraktion Europa der 

Freiheit und der direkten Demokratie (EFDD) entfielen 42 Sitze und die 

Fraktion Europa der Nationen und der Freiheit (ENF), zu der auch die Lega 

und die französische Rassemblement National (RN) gehören, schlussendlich 

36 Sitze.6 Hinzu kamen elf Vertreter der ungarischen Fidesz, deren Mitglied-

schaft in der Europäischen Volkspartei zu diesem Zeitpunkt bereits suspen-

diert war, sowie einige fraktionslose Abgeordnete.7 

 

Im Lichte der ideologischen Zentrifugalkräfte, die das Verhältnis der rech-

ten Parteien auf europäischer Ebene bis dato geprägt haben, erweist sich 

Salvinis Ziel einer Einigung folglich als äußerst ambitioniert. Im Rahmen 

dieses Beitrags soll analysiert werden, ob sich das Narrativ einer geteilten 

und durch den Islam akut bedrohten christlichen Identität als geeignet er-

weist, um die rechten Parteien im Europäischen Parlament zu einen und 

deren Handlungsfähigkeit zu erhöhen. 

 

In einem ersten Schritt wird anhand repräsentativer Beispiele herausge-

arbeitet, inwieweit sich die rechtspopulistischen Parteien Europas als de-

zidiert christlich darstellen und den Islam als kontrastierendes Feindbild 

kultivieren. In einem zweiten Schritt ist die politische Tragfähigkeit dieses 

geteilten Weltbildes8 hinsichtlich der 2019 neu gegründeten Fraktion Iden-

tität und Demokratie (ID) auf quantitativer und qualitativer Ebene zu ana-

lysieren. 

 
  

Die rechten Parteien 

sind bisher im 

Europaparlament 

sehr zersplittert. 
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Selbst- und Feindbildkonstruktion rechter Parteien in Europa 
 

„Das offensichtlich erfolgreichste Mobilisierungsargument aktueller Rechts-

populisten ist die Ablehnung muslimischer Zuwanderung und der Kampf 

gegen die ‚Islamisierung des Abendlandes‘“,9 konstatiert Gert Pickel. In der 

Tat zeigt sich im europäischen Querschnitt, dass rechte Parteien verstärkt 

das Motiv eines Religions- und Kulturkampfes bedienen. Diese Entwicklung 

kristallisierte sich mit den terroristischen Anschlägen von 2001 heraus und 

erfährt seit 2015 im Kontext der Asyl- und Migrationsfrage eine zusätzliche 

Verschärfung.10 

 

Besonders prononciert spiegelt sich diese Dynamik am Beispiel der italie-

nischen Lega wider. Präferiertes Feindbild der norditalienischen Regional-

partei bot seit ihrer Gründung zumeist die so genannte „Roma ladrona“, also 

die als korrupt wahrgenommenen politischen Hauptstadteliten, die – so die 

Wahrnehmung der Lega – Steuergelder aus dem Norden im strukturschwa-

chen Süden versickern ließen. Unter Salvini verlor diese zentrale Konflikt-

linie stark an Relevanz, stattdessen wird die perzipierte Bedrohung der 

christlichen Identität (Gesamt-)Italiens durch eine „muslimische Massen-

migration“ fokussiert. Dass selbst hochrangige Kirchenvertreter bis hin 

zum Heiligen Vater, Papst Franziskus, dieses Narrativ ablehnen, hat bis 

dato nicht zu einer Minderung von dessen Mobilisierungspotenzial beige-

tragen.11 

 

Ein ambivalenteres Bild bietet der französische Rassemblement National 

(RN), der sich unter Marine le Pen vom katholischen Traditionalismus seines 

Parteigründers entfernt hat. Um eine größere Wählergruppe binden zu kön-

nen, profiliert sich le Pen als Kämpferin für ein laizistisches Frankreich 

sowie die Rechte von Frauen und sexuellen Minderheiten, die es vor einem 

reaktionären Islam zu schützen gelte. Zentraler Fluchtpunkt dieser Weltan-

schauung ist nicht das Christentum, sondern die säkulare Republik. Gleich-

wohl existieren innerhalb der Partei auch weiterhin katholisch-traditiona-

listisch geprägte Strömungen, die das alte Stammklientel binden.12 

 

Auch die AfD rekurriert – trotz vereinzelter religionskritischer Aussagen 

ihrer Mitglieder – auf das Motiv des christlichen Abendlandes, das durch 

den Islam bedroht sei.13 Das Christentum erweist sich dabei sogar unter 

den konfessionell nicht gebundenen Anhängern der Partei als starker Iden-

titätsmarker.14 Ein ähnliches Muster manifestiert sich auch in vergleichs-

weise säkularen europäischen Staaten wie Finnland, Schweden oder der 

Tschechischen Republik, in denen rechte Parteien mit der Konstruktion 

eines religiösen Antagonismus zwischen Christentum und Islam reüssie-

ren.15  

Gemeinsames Feindbild  

der europäischen  

Rechten ist der Islam. 
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Auch für die ungarische Fidesz und polnische Prawo i Sprawiedliwość (PiS) 

erweist sich dieses Motiv der Wertebedrohung als zentraler ideologischer 

Baustein. 2016 rufen die Parteivorsitzenden Jarosław Kaczynski und Victor 

Orban eine „kulturelle Gegenrevolution“ aus und beklagen eine territoriale 

und spirituelle Grenzenlosigkeit des Westens. Europa, so die Forderung, 

müsse re-christianisiert werden.16 

 

Anhand der skizzierten Beispiele zeigt sich zudem die Anschlussfähigkeit 

dieses Topos an gesellschaftspolitische Fragen: Die Öffnung der Ehe, die Le-

galität und Verfügbarkeit von Schwangerschaftsabbrüchen sowie die nach-

lassende, gesellschaftliche Prävalenz des traditionellen Familienmodells mit 

einem (männlichen) Hauptverdiener werden in Teilen auch von Christen und 

Konservativen abgelehnt.17 Rechte Parteien verknüpfen diese Kritik jedoch 

zusätzlich mit einem Narrativ der Überfremdung und des Bevölkerungsaus-

tausches, der durch den Dualismus zwischen einer demographisch schrump-

fenden Mehrheitsbevölkerung und kinderreichen, muslimischen Migranten 

befeuert werde. Die Ablehnung von Abtreibungen beispielsweise erfolgt 

vor diesem Hintergrund nicht primär aus moralisch-theologischen Motiv-

lagen, sondern weil gerade extrem rechte Parteien Kinder als „Ressource“ 

in einem „demographischen Kampf“ betrachten.18 

 

 

 

Die ID-Fraktion im EU-Parlament: eine erste Bilanz 

 

Fraktionsgründung 

 

„Ob heuer […] die Abwehr von Migration und ‚Islamisierung‘ und der Kampf 

gegen die angeblich machtbesessenen und volksfeindlichen politischen Eli-

ten ein starkes Band für gemeinsames Handeln bilden, dürfte sich schon 

bei der Fraktionsbildung erweisen“,19 prognostizierte Richard Stöss mit 

Blick auf die Erfolgschancen einer Einigung rechter Kräfte im EU-Parlament. 

Nachdem sich das neu gewählte Europäische Parlament im Juli 2019 kon-

stituiert hat und die Fraktionen gebildet sind, lässt sich hierzu eine erste 

Bilanz ziehen: Die von Salvini ins Leben gerufene ID-Fraktion hatte in der 

9. Legislaturperiode anfangs 73 Sitze inne. Damit bildete sie die fünfgrößte 

Fraktion des EU-Parlaments. Nach dem Vollzug des Brexits und Ausschei-

den der britischen Parlamentarier stieg die Zahl ihrer Sitze auf 76, wodurch 

sie nach der christdemokratischen EVP, der sozialdemokratischen S&D und 

dem liberalen Renew Europe zur viertgrößten Fraktion aufstieg. Insgesamt 

sind in der Fraktion Abgeordnete aus zehn europäischen Parteien vertre-

ten.20  

Rechte Parteien 

verbreiten ein Narrativ 

des Bevölkerungs- 

austausches. 
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Mit Blick auf die geringe Größe der ENF-Fraktion (36 Sitze), aus der die ID-

Fraktion in erster Linie hervorgegangen ist, kann an dieser Stelle ein klarer 

Wachstumstrend ausgemacht werden. Dieser setzt sich jedoch zum Teil aus 

Stimmgewinnen im eigenen Lager zusammen. So hat etwa die Lega in der 

9. Legislaturperiode 23 Sitze dazugewonnen. Es ist aber auch gelungen, 

Parteien wie die AfD, die Dänische Volkspartei (DF) und die finnische Perus-

suomalaiset (PS) von einem Fraktionswechsel zu überzeugen. Schlussend-

lich konnten zudem neu im Parlament vertretene Parteien wie die Estnische 

Konservative Volkspartei (EVV) und die tschechische Svoboda a přímá demo-

kracie (SPD) an die Fraktion gebunden werden.21 Nicht zuletzt hat auch der 

Grad an Fragmentierung im rechten Lager abgenommen, was aber primär 

dem Brexit – und damit verbunden dem Ausscheiden euroskeptischer bri-

tischer Abgeordneter aus dem EU-Parlament – geschuldet ist.22 

 

Gleichzeitig bleibt die ID mit 76 von 705 Sitzen weit hinter dem selbstge-

steckten Ziel, ein Drittel der Abgeordneten auf sich zu vereinen, zurück. Im 

Vorfeld der EU-Wahlen waren intensive Anstrengungen unternommen wor-

den, insbesondere die PiS und die Fidesz für eine gemeinsame Fraktion zu 

gewinnen. Diese erwiesen sich letzten Endes aber als fruchtlos.23 

 

Ursächlich für die Ablehnung der PiS war die pro-russische Orientierung 

seitens der an der Fraktionsbildung beteiligten Parteien gewesen.24 Denn 

während die PiS Russland in erster Linie als Sicherheitsbedrohung wahr-

nimmt, sehen die AfD, RN, FPÖ oder Lega im Kreml verstärkt eine Schutz-

macht christlich-traditioneller Werte sowie Bewahrerin nationaler Identität 

und wollen sich geopolitisch stärker gen Osten orientieren.25 

 

Auch die Fidesz lehnte einen Beitritt in die ID-Fraktion ab, obgleich sich 

deren Vorsitzender Orban vor der Wahl in Migrationsfragen öffentlichkeits-

wirksam mit Salvini ausgetauscht hat.26 Nach außen begründet wurde die-

ser Schritt nie, allerdings werden Differenzen mit le Pens RN als Erklärungs-

ansatz bemüht. Zudem scheint Orban einen endgültigen Bruch mit der EVP 

vermeiden zu wollen. Ob und inwieweit die ID langfristig den Weg der bishe-

rigen Rechtsfraktionen im EU-Parlament geht, die ja alle mit ideologischen 

Zentrifugalkräften und geringer Fraktionsdisziplin zu kämpfen hatten, ist 

indes noch offen. Vor diesem Hintergrund präsentiert sich ein Austritt aus 

der EVP-Fraktion nicht zuletzt als unkalkulierbares Risiko.27 

 

  

Polen hatte mit der  

pro-russischen Einstellung  

der anderen Parteien der  

ID-Fraktion ein Problem. 
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Positionierung im Parlament 

 

Eine umfassende Analyse der inhaltlichen Positionierung der ID-Fraktion 

kann mit Blick auf die kurze Dauer ihres Bestehens im Rahmen dieses Bei-

trages nicht geleistet werden. Das bisherige parlamentarische Wirken und 

die politische Kommunikation der Fraktion sollen jedoch an dieser Stelle 

mit geeigneten Beispielen illustriert werden: Bereits in ihrem Gründungs-

dokument referiert die ID-Fraktion mehrmals auf das Christentum und de-

finiert „the Greek-Roman and Christian heritage as the pillars of European 

civilization“.28 Als Zielvorstellung formuliert sie den Schutz der Identität der 

Bürger und Nationen in Europa und verknüpft dies mit der Forderung nach 

einer Begrenzung von Einwanderung, die stilistisch eng mit Terrorismus 

und Islamisierung als konkrete Bedrohungen verknüpft wird.29 Das Narrativ 

eines christlichen Abendlandes, das durch Einwanderung aus muslimisch 

geprägten Staaten bedroht werde – entweder direkt durch terroristische 

Gewalt oder indirekt durch Identitätsverlust –, findet an dieser Stelle folg-

lich bereits Verwendung. 

 

Auch im Rahmen ihrer parlamentarischen Arbeit versucht die ID-Fraktion, 

dieses Motiv zu verfestigen, wie die nachfolgenden beiden Beispiele illus-

trieren: Bei der Plenardebatte am 23. Oktober 2019 zur türkischen Beset-

zung von Teilen Syriens stellt Peter Kofod, Fraktionsmitglied und Abgeord-

neter der Dänischen Volkspartei (DF), in seinem Redebeitrag das Szenario 

einer „Überschwemmung wie 2015“ in den Raum.30 Es drohe eine Situation, 

wo „Terroristen […] zu Weihnachten nach Europa kommen, wo die euro-

päischen Bürger dann wieder um ihr Leben fürchten müssen auf den Weih-

nachtsmärkten“.31 Auch hier wird eine Wertebedrohung von Christen durch 

den Islam identifiziert. Auffällig ist zudem, dass die Situation der armeni-

schen und assyrischen Christen in Syrien, die sich aufgrund der türkischen 

Besatzung bedroht sehen, nicht adressiert wird. Dies legt nahe, dass christ-

liche Identität nicht als universalistisches, sondern vielmehr ethnisch ge-

prägtes Konstrukt gedacht wird. 

 

Eine ähnliche Stoßrichtung weist der Entschließungsantrag der ID-Fraktion 

vom 24. Oktober 2019 zur Situation der Menschenrechte in Indonesien auf. 

Während die Verschärfung des indonesischen Strafrechtes und Stärkung 

der islamischen Rechtsprechung von allen Parlamentsfraktionen kritisiert 

wird, ging die ID-Fraktion einen Schritt weiter und machte einen globalen 

Trend hin zu einer Islamisierung von Rechtssystemen aus.32 Im Zuge der 

parlamentarischen Aussprache stellt AfD-Abgeordneter Gunnar Beck zu-

dem einen Bezug zu Europa her. „Dank Frau Merkel nun aber kommt die 

Welt nach Europa“,33 so Beck, und bringe ihre Wertekonflikte, in diesem 

Fall eine mangelnde Akzeptanz säkularer Rechtsprechung, mit sich.34 

Für die ID ist Einwan- 

derung mit Terrorismus 

und Islamisierung 

verbunden. 
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Mit Blick auf die parlamentarische Arbeit der ID-Fraktion zeichnet sich 

nicht zuletzt die Dynamik ab, dass Programmatik und Anträge tendenziell 

von einer taktischen Mäßigung geprägt sind, während Redebeiträge und ins-

besondere auch Social-Media-Posts auf eine stärkere Polarisierung setzen. 

Prononciert zeigt sich dies am Beispiel der Debatte um den EU-Beitrittspro-

zess von Albanien und Nord-Mazedonien. Die ID-Fraktion lehnt einen Beitritt 

dieser Staaten strikt ab. Im entsprechenden Entschließungsantrag rekurriert 

sie dabei vor allem auf strukturelle Probleme des Landes und identifiziert 

rechtsstaatliche Defizite, Korruption und Organisierte Kriminalität als Hin-

dernisse für einen Beitritt.35 In den Social-Media-Kanälen hingegen wird das 

mehrheitlich muslimisch geprägte Albanien als „Narco-Staat“ und islamis-

tisch unterwanderter „Vasallenstaat“ des türkischen Präsidenten Erdogan 

charakterisiert.36 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das Narrativ einer durch den Islam 

bedrohten christlichen Identität Europas erstens in der politischen Kom-

munikation der ID-Fraktion, die sich durch eine Tendenz zur Polarisierung 

auszeichnet, eine zentrale Rolle einnimmt und zweitens auch zur Einord-

nung und Interpretation von Sekundärthemen herangezogen wird. 

 

 

Geld oder (Identitäts-)Liebe? 

 

Die ideologischen Zentrifugalkräfte, die eine dauerhaft erfolgreiche Einigung 

rechter Parteien im EU-Parlament in der Vergangenheit verhindert haben, 

bestehen weiterhin fort. Dies illustriert ein Blick auf die Debatte um die 

Etablierung eines Europäischen Wiederaufbaufonds zur Bewältigung der 

ökonomischen Folge der Covid-19-Pandemie. Nachdem sich der Rat auf ein 

Hilfspaket verständigt hatte, trat das Parlament am 21. Juli 2020 zusammen. 

Bei der Aussprache wurde deutlich, dass ein Großteil der in der ID-Fraktion 

vertretenen Parteien das Instrument strikt ablehnt und sich für eine fruga-

lere EU mit einem geringeren Grad an finanzpolitischer Integration aus-

spricht.37 

 

Der Ko-Vorsitzende der ID-Fraktion, Nicolas Bay (RN), kritisiert etwa die 

fehlende Beteiligung des Parlaments an den Verhandlungen, fokussiert 

dann aber auf einen nationalen Aspekt, als er beklagt, dass Macron gegen 

die Interessen Frankreichs handele.38 Der EU-Parlamentarier Georg Mayer 

(FPÖ)39 lehnt die Einigung des Rates als ersten Schritt in eine europäische 

Schuldenunion ab, eine ähnliche Stoßrichtung zeigt sich auch in der Argu-

mentation von Tom Vaudendriessche (Vlaams Belang).40 Jaak Madison 

Eine dauerhafte Einigung  

der rechten Parteien im  

Europaparlament zeichnet 

sich derzeitig nicht ab. 
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(EVV) stellt der Frugalität der Nordstaaten eine aus seiner Sicht disziplin-

lose Haushaltspolitik anderer, von ihm nicht namentlich genannter Staaten, 

gegenüber, was die Krise überhaupt erst befeuert habe.41 Gunnar Beck (AfD) 

spricht schließlich von einem „Coup d’état“ und einem „Freiheitsverlust 

durch Berlin und Brüssel“.42 

 

Eine hiervon abweichende Positionierung nimmt hingegen die Lega vor. 

Deren Vorsitzender Salvini beklagt, dass der Wiederaufbaufond eine Rück-

kehr zur Austerität markiere und die Mittelausschüttung an Italien zu ge-

ring ausfalle.43 Sein Parteikollege, EU-Parlamentarier Marco Campomenosi, 

befürchtet eine drohende Kürzung der italienischen Renten,44 während An-

tonio Maria Rinaldi (Lega) darauf verweist, dass Italien in der EU weiterhin 

Nettobeitragszahler bleiben werde und seine Unternehmer und Bürger durch 

die Abgabenlast „in die Knie gezwungen“ würden.45 

 

An dieser Stelle wird deutlich, dass innerhalb der ID-Fraktion auf wirtschafts-

politischer Ebene nicht zu unterschätzende Differenzen vorherrschen.46 Da 

die Lega 29 der 76 in der Fraktion vertretenen Parlamentarier stellt, bergen 

diese auch ein hohes Konfliktpotenzial. Im Zuge der sich aktuell abzeichnen-

den starken Rezession47 ist zudem damit zu rechnen, dass wirtschaftspoli-

tische Themen wieder an Salienz gewinnen. Für die innere Geschlossenheit 

der ID dürfte sich dies künftig als Herausforderung erweisen. 

 

Hinzu tritt, dass nationale Partikularkonflikte ebenfalls weiterhin fortbeste-

hen und für die Parteien der ID-Fraktion Konfliktpotenzial bergen. Exem-

plarisch zeigt sich dies anhand der Querelen zwischen der AfD und der 

tschechischen SPD. Die AfD fordert eine Rücknahme der im Zuge des Zwei-

ten Weltkrieges erlassenen so genannten Beneš-Dekrete,48 mit denen der 

deutschen Minderheit in der damaligen Tschechoslowakei die tschechische 

Staatsbürgerschaft entzogen und das Vermögen enteignet wurde. Die SPD 

lehnt indes einen solchen Schritt kategorisch ab. Eine offene Eskalation die-

ses Konfliktes ist bis dato noch nicht eingetreten. Das Verhältnis zwischen 

den beiden Parteien ist jedoch unterkühlt und die AfD blieb dem großen 

EU-Wahlkampfauftakt der SPD in Prag – anders als Marine le Pen oder Geert 

Wilders – demonstrativ fern.49 

 

  

Auch auf der wirtschafts- 

politischen Ebene 

besteht kein Konsens. 
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Perspektiven und Mobilisierungspotenzial der ID-Fraktion 
 

Trotz kleinerer Unterschiede in der Konstruktion von Selbst- und Feind-

bildern scheint es sich bei der Selbstvergewisserung einer „christlichen 

(Staats-)Identität“, die durch den Islam bedroht werde, um ein verbinden-

des Element zwischen den rechten Parteien Europas zu handeln. Dieser 

ideologische Kitt erwies sich aber nicht als ausreichend, um das selbstge-

steckte Ziel – die Schaffung einer rechten Fraktion mit einem Drittel der 

Abgeordneten in der neunten Legislaturperiode des EU-Parlaments – zu 

erreichen. Nichtsdestoweniger ist es den Rechten gelungen, die viertgrößte 

Fraktion im Parlament zu bilden. Sie nutzen den parlamentarischen Prozess 

zudem, um das Narrativ einer Bedrohung des christlichen Abendlandes durch 

den Islam nach außen zu kommunizieren und mit Sekundärthemen zu ver-

knüpfen. 

 

Gleichzeitig spiegelt die Debatte um die Etablierung eines europäischen 

Wiederaufbaufonds die weltanschaulichen Differenzen zwischen den rech-

ten Parteien mit Blick auf zentrale, politische Fragestellungen wider. Ein-

mal mehr zeigt sich an dieser Stelle, dass nationale Interessenlagen im 

Zweifel schwerer als ideologische Wahlverwandtschaften wiegen und die 

ideologischen Zentrifugalkräfte der Vergangenheit längst nicht überwunden 

sind. 

 

Im Zuge einer sich durch die Covid-19-Pandemie eintrübenden Konjunktur 

ist darüber hinaus zu antizipieren, dass wirtschaftspolitische Fragestellun-

gen die Agenda in der Europäischen Union künftig noch stärker dominieren 

werden, was weltanschauliche Sollbruchstellen zwischen den rechten Par-

teien potenziell offenlegen und das Mobilisierungspotenzial des religiös 

begründeten Kulturkampfnarratives schwächen könnte. Denkbar ist jedoch 

ebenfalls, dass externe Schocks – wie beispielsweise ein terroristischer 

Großanschlag oder ein starker Anstieg an irregulärer Migration in die EU – 

auch in Zukunft einen fruchtbaren Resonanzboden für das Motiv einer 

Wertebedrohung des christlichen Abendlandes durch den Islam schaffen 

könnten. 

 

 

 

 

 

 

 

Ideologischer Kitt  

ist die Ablehnung  

des Islams. 
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